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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und beschlossen: 

Antrag der Abgeordneten Martin Schöffel, Tanja Schorer-Dremel, Alfons Brandl, 
Wolfgang Fackler, Alexander Flierl, Petra Högl, Thorsten Schwab, Klaus Steiner 
CSU, 

Florian Streibl, Dr. Fabian Mehring, Dr. Leopold Herz, Nikolaus Kraus, 
Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter Bauer, Manfred Eibl, Susann Enders, Dr. Hubert 
Faltermeier, Hans Friedl, Tobias Gotthardt, Eva Gottstein, Wolfgang Hauber, 
Johann Häusler, Alexander Hold, Rainer Ludwig, Gerald Pittner, Bernhard Pohl, 
Kerstin Radler, Gabi Schmidt, Jutta Widmann, Benno Zierer und Fraktion (FREIE 
WÄHLER) 

Drs. 18/19035, 18/19949 

Staatliche Betriebsleitung und -ausführung im Kommunalwald erhalten 

─ Angesichts der akuten Bedrohung der Wälder durch den Klimawandel ist der be-
schlossene Rückgang der staatlichen Betriebsleitung und -ausführung im Kommu-
nalwald nicht länger zu vollziehen. Der Beschluss des Landtags vom 14.02.2017 
(Drs. 17/15445) ist damit ebenfalls nicht länger zu vollziehen. 

─ Die Entscheidungsfreiheit der Kommunen, alternative Betreuungslösungen zu wäh-
len, wird hierdurch nicht berührt. Kommunen, die bereits jetzt oder in Zukunft eigene 
Wege der Betriebsleitung und -ausführung beschreiten, können im Interesse allsei-
tiger Planungssicherheit jedoch nicht davon ausgehen, diese Aufgabe künftig (wie-
der) der Forstverwaltung zu übertragen. Der Landtag ersucht die Kommunen mit 
großem Waldbesitz, die vorbildliche Waldbewirtschaftung möglichst durch eigenes 
Personal oder Dritte ausführen zu lassen. 

─ Die Staatsregierung wird aufgefordert, die Entgelte für die staatliche Betriebsleitung 
und -ausführung im Körperschaftswald und den staatlich gewährten Ausgleich für 
die im Rahmen der Vorbildlichkeit zu erbringenden Gemeinwohlleistungen künftig 
unabhängig voneinander und nach folgenden Vorgaben herzuleiten: 

─ Für die staatliche Betriebsleitung und -ausführung werden kostendeckende Ent-
gelte erhoben (100 Prozent der Personalvollkosten). 

─ Gleichzeitig erhalten künftig alle waldbesitzenden Kommunen den Gemeinwohl-
ausgleich, der sich an den regionalen und naturräumlichen Herausforderungen 
der Waldbewirtschaftung in Zeiten des Klimawandels orientieren soll. Die im 
Waldpakt 2018 vereinbarte Anpassung des Gemeinwohlausgleichs soll be-
darfsgerecht erfolgen. 

Dem Landtag ist anschließend über die Berechnung zu berichten. 
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Die Präsidentin  

I.V. 

Alexander Hold 

III. Vizepräsident 

 


